
 

 

 
Stellungnahme der BStBK zum Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Kassen-
pflicht, zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung und zur weiteren Digitalisierung des 
Steuerrechts sowie zum Diskussionsentwurf einer Kassenplicht-Ausnahmeverordnung 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Übersendung der o. g. Entwürfe und die Möglichkeit zur Stellung-
nahme. Die BStBK unterstützt das Ziel des Gesetzgebers, Steuerhinterziehung durch die Ein-
führung einer Registrierkassenpflicht wirksamer zu bekämpfen, den Steuervollzug zu stärken 
und die Digitalisierung weiter zu fördern.  
 
Die neuen Vorgaben dürfen jedoch nicht zu unverhältnismäßigen Belastungen und zusätzli-
cher Bürokratie für Unternehmen und deren steuerliche Berater führen. Aus Sicht der BStBK 
besteht insbesondere in Bezug auf die konkrete Ausgestaltung der Registrierkassenpflicht, die 
Ausnahmen sowie die praktische Umsetzung bei Betrieben mit keinem oder nur geringem Bar-
geldaufkommen erheblicher Nachbesserungsbedarf. Es fehlt eine nachvollziehbare Risikoori-
entierung. Steuerberater als Organ der Steuerrechtspflege müssen ebenso wie weitere in § 
102 Abs. 1 AO genannte Berufsgeheimnisträger mangels relevanter Barumsätze und Manipu-
lationsrisiken zwingend aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes gestrichen werden. Zu-
dem erscheint das Sanktionsregime durch das Zusammenspiel bestehender und neu vorgese-
hener Normen überbordend.  
 
Unsere Anmerkungen zu den Entwürfen im Einzelnen können Sie der beigefügten Stellung-
nahme entnehmen. Für Rückfragen bzw. ein persönliches Gespräch stehen wir Ihnen gern zur 
Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 

i. A. Meik Eichholz i. A. Oliver Glückselig 

Abteilungsleiter Referatsleiter 
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I. Referentenentwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Kassenpflicht, zur Bekämp-

fung von Steuerhinterziehung und zur weiteren Digitalisierung des Steuerrechts 

 

 

Artikel 1 – Änderung der Abgabenordnung 

 

Zu Nr. 5: § 146b AO-E – Kassenpflicht  

 

1.  Anknüpfung an den Gesamtumsatz  

 

Nach § 146b Abs. 1 AO-E löst allein der Gesamtumsatz i. S. d. § 19 Abs. 2 Satz 1 UStG die 

Kassenpflicht aus. Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften unterliegen daher, unabhängig da-

von, ob sie überhaupt Bareinnahmen erzielen, allein aufgrund ihres Umsatzes, der Kassen-

pflicht. Ein Freiberufler, der fast ausschließlich per Überweisung abrechnet, wäre dennoch 

verpflichtet, ein elektronisches Aufzeichnungssystem mit zertifizierter technischer Sicherheits-

einrichtung anzuschaffen, zu betreiben, zu warten, zu melden und viele Jahre lang auswertbar 

vorzuhalten – auch wenn es keine oder kaum aufzuzeichnende Barvorgänge gibt. Dies mutet 

völlig absurd an. Damit entsteht eine unverhältnismäßige Pflicht ohne Regelungsgegenstand, 

ein immenser Bürokratieaufwuchs und erhebliche Kosten für die Wirtschaft denen keinerlei 

Nutzen gegenüberstehen. Es entsteht letztlich ein erheblicher Wertungswiderspruch. Begrün-

det wird die Pflicht mit Bargeldrisiken, ausgelöst wir sie jedoch allein durch den Gesamtum-

satz.  

 

Beispiel: 

Ein Handwerker, der 250.000 € unbare Umsätze und 2.000 € Barumsätze erzielt, unterliegt 

der Kassenpflicht, obwohl kein relevantes Bargeldrisiko besteht. 

 

Die Pflicht zur Erfassung sollausweislich der Gesetzesbegründung auf Seite 27 auch für Be-

triebsausgaben, Entnahmen, Einlagen und durchlaufende Posten gelten. Damit würde bereits 

jedes Unternehmen über der Umsatzgrenze für die Führung ihrer „Portokasse“ zur Einführung 

des elektronischen Aufzeichnungssystems verpflichtet, was einen erheblichen Bürokratieauf-

wand und Kostenbelastung für diese Unternehmen bedeuten würde.  

 

Beispiel: 

Ein Unternehmer, der in seinem Ladengeschäft eine elektronische Registrierkasse verwendet, 

ist auf Geschäftsreise und bezahlt die Hotelrechnung mit seiner Unternehmenskreditkarte, die 

mit dem betrieblichen Konto verknüpft ist. Befolgt man die Ausführungen in der Gesetzesbe-

gründung, dann müsste diese Zahlung – neben der Buchung der Kontobewegung in der Fi-

nanzbuchhaltung – als Ausgang in der heimischen Kasse erfasst werden.  
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Es muss zudem dringend eine Ausnahme für die klassischen selbständigen Freiberufler (Arzt, 

Rechtsanwalt, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer) gesetzlich (hilfsweise in der Kassenplicht-

Ausnahmeverordnung – KassenPflAusnV) geregelt werden. Die Kassenpflicht darf nicht für 

Steuerpflichtige gelten, die (nahezu) keine Barumsätze haben und nach § 102 Abs. 1 AO zur 

Verweigerung der Auskunft berechtigt sind (siehe Ausführungen unter I. Nr. 7 auf Seite 6). 

 

Petitum: 

 

Das Ziel des Entwurfs – Zurückdrängung der offenen Ladenkasse in bargeldintensiven Bran-

chen – wird durch eine niedriger anzusetzende Barumsatzschwelle zielgenauer erreicht. Der 

Erfüllungsaufwand würde dadurch erheblich sinken, ohne dass Vollzugsinteressen beein-

trächtigt werden. Eine Ausnahme für Steuerpflichtige i. S. d. § 102 Abs. 1 AO muss gesetzlich 

(hilfsweise in der Kassenplicht-Ausnahmeverordnung – KassenPflAusnV) geregelt werden. 

 

 

2.  Betriebsbezogene Betrachtung 

 

Die Tatbestandsvoraussetzungen sind dem Ertrag- und Umsatzsteuerrecht entnommen und 

entfalten somit widersprüchliche Wirkungen. Der Gesamtumsatz nach § 19 Abs. 2 Satz 1 

UStG ist unternehmensbezogen zu ermitteln (Grundsatz der Einheit des Unternehmens, § 2 

Abs. 1 Satz 2 UStG). Die Kassenpflicht selbst knüpft dagegen an den „Betrieb“ an. Bei mehre-

ren Betrieben eines Steuerpflichtigen, bei Betrieben gewerblicher Art, bei Personengesell-

schaften mit Sonderbetriebsvermögen und insbesondere im Organkreis (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 

UStG) bleibt unklar, auf welcher Ebene die Umsatzgrenze zu prüfen ist. Die Verordnung regelt 

dies punktuell in § 4 KassenPflAusnV-E nur für juristische Personen des öffentlichen Rechts 

und steuerbegünstigte Körperschaften. Eine gesetzliche Grundregel fehlt. Es darf jedoch u. E. 

im Ergebnis nicht dazu kommen, dass ein Betrieb ohne Bargeldrisiko die Kassenpflicht für ei-

nen anderen, wirtschaftlich unbedeutenden Barbereich auslösen kann. Eine solche „Infektion“ 

wäre weder betriebswirtschaftlich noch steuerlich überzeugend. 

 

Beispiel: 

Gewerbebetrieb A (Einzelunternehmen) erzielt 5.000 € Barumsatz und Gewerbebetrieb B 

(Einzelunternehmen) erzielt 400.000 € ausschließlich unbare Umsätze. Nach dem Entwurf 

würde Betrieb B die Kassenpflicht für Betrieb A auslösen (umsatzsteuerlich ein einheitliches 

Unternehmen). 

 

Petitum: 

 

In § 146b AO-E ist ein Absatz einzufügen:  
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„Die Umsatzgrenze des Absatzes 1 ist für jeden Betrieb gesondert zu prüfen. Bei Organ-

schaften im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Umsatzsteuergesetzes ist auf den je-

weiligen Betrieb des Organträgers oder der Organgesellschaft abzustellen.“ 

 

 

3.  Anpassung des Beispiels in der Gesetzesbegründung 

 

Die Begründung zu § 146b Abs. 4 AO-E (Seite 28) nennt als Anwendungsfall der Befreiung 

den Steuerpflichtigen, der mit seiner betrieblichen Tätigkeit unter einem Umsatz von 100.000 

€ bleibt, die Grenze aber „durch eine weitere Tätigkeit, z. B. im Rahmen von Vermietung und 

Verpachtung“ überschreitet. Dieses Beispiel bedarf einer Anpassung. Nach § 19 Abs. 2 Satz 1 

UStG bleiben u. a. die nach § 4 Nr. 12 UStG steuerfreien Vermietungsumsätze bei der Ermitt-

lung des Gesamtumsatzes außer Ansatz, soweit nicht nach § 9 UStG zur Steuerpflicht optiert 

wurde.  

 

Petitum:  

 

Das Beispiel in der Begründung sollte angepasst werden. 

 

 

4.  Beendigung der Kassenpflicht (§ 146b Abs. 2 AO-E) 

 

Die Formulierung „endet mit Ablauf des dritten aufeinanderfolgenden Kalenderjahres, in dem 

die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind“ ist sprachlich missverständlich. Ein ein-

zelnes Kalenderjahr kann nicht „aufeinanderfolgend“ sein. Die Formulierung kann daher zu 

Fehlinterpretationen führen. Die Pflicht beginnt zudem bereits drei Monate nach Ablauf des 

Jahres in dem die Umsatzgrenze überschritten wird, soll aber erst nach drei vollständigen 

Jahren des Unterschreitens der Grenze enden. Diese asymmetrische Behandlung von Über-

schreiten und Unterschreiten der Umsatzgrenze ist abzulehnen.  

 

Ungeregelt bleibt ferner, ob und wie die Außerbetriebnahme des Systems nach § 146a Abs. 4 

AO mitzuteilen ist. 

 

Petitum: 

 

§ 146b Abs. 2 AO sollte wie folgt lauten: 

 

„(2) Die Kassenpflicht endet mit Ablauf des zweiten Kalenderjahres, in dem die Vorausset-

zungen des Absatzes 1 jeweils nicht vorliegen. Eine anschließende Außerbetriebnahme 

des elektronischen Aufzeichnungssystems ist nach § 146a Absatz 4 mitzuteilen.“  
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5. Beginn der Kassenpflicht und Mitteilungspflicht (§ 146b Abs. 3 AO-E) 

 

Der Beginn am 1. April des Folgejahres ist praktisch zu früh. Der Gesamtumsatz des Vorjah-

res steht bei Einnahmenüberschussrechnern und bei Ist-Versteuerung regelmäßig erst mit Er-

stellung der Umsatzsteuerjahreserklärung fest. Der Steuerpflichtige müsste die Kassenpflicht 

mithin erfüllen, bevor er ihr Bestehen zuverlässig beurteilen kann. Hinzu kommen Beschaf-

fungs-, Einrichtungs-, Schulungs- und Dokumentationszeiten sowie – wie die Einführung des 

§ 146a AO gezeigt hat – Lieferengpässe bei zertifizierten Sicherheitseinrichtungen. 

 

Die zusätzliche Mitteilungspflicht nach § 146b Abs. 3 Satz 2 AO-E ist überdies entbehrlich. Die 

Anschaffung des elektronischen Aufzeichnungssystems ist bereits nach § 146a Abs. 4 AO in-

nerhalb eines Monats mitzuteilen. Aus dieser Meldung ergibt sich für die Finanzverwaltung 

dieselbe Information. Eine zweite, inhaltsgleiche Meldung erzeugt zusätzliche Bürokratie, Er-

füllungsaufwand und Fehlerquellen. Zudem widerspricht dies dem Once-only-Grundsatz.  

 

Petitum:  

 

§ 146b Abs. 3 AO-E wird wie folgt gefasst:  

 

„(3) Überschreitet ein Steuerpflichtiger erstmalig die Umsatzgrenze nach Absatz 1, so greift 

die Kassenpflicht ab dem 1. Januar des zweiten auf das Überschreiten folgenden Kalen-

derjahres."  

 

Satz 2 (Mitteilungspflicht) wird gestrichen; die Meldung erfolgt über § 146a Absatz 4. 

 

 

6.  Befreiung im Einzelfall (§ 146b Abs. 4 AO-E) 

 

Der Rechtsgrundverweis in § 146b Abs. 4 AO-E auf § 148 AO beschränkt die Befreiung auf 

Fälle sachlicher Härte. Persönliche oder wirtschaftliche Härten, wie z. B. Kleinstbetriebe an 

der Umsatzschwelle, fehlende Breitband- oder Mobilfunkabdeckung beim Einsatz cloudbasier-

ter Sicherheitseinrichtungen, absehbare Betriebsaufgabe, Insolvenz- oder Liquidationsverfah-

ren – werden nicht erfasst. Der jederzeit mögliche Widerruf ohne Übergangsfrist (Satz 2) ist 

mit dem Vertrauensschutz nicht vereinbar. Der Steuerpflichtige benötigt nach einem Widerruf 

eine realistische Umstellungsfrist.  

 

Petitum: 

 

§ 146b Abs. 4 sollte wie folgt formuliert werden: 
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„(4) Die Finanzbehörden können nach § 148 nach pflichtgemäßem Ermessen von der Kas-

senpflicht befreien. Eine Befreiung soll insbesondere erteilt werden, wenn die Verwendung 

eines elektronischen Aufzeichnungssystems wegen der Art oder des Orts der Leistungser-

bringung, wegen fehlender technischer Infrastruktur oder wegen einer absehbaren Be-

triebsaufgabe unzumutbar ist. Die Befreiung wird für mindestens drei Kalenderjahre erteilt. 

Sie kann mit Wirkung für die Zukunft und nur unter Einräumung einer Umstellungsfrist von 

mindestens sechs Monaten widerrufen werden."  

 

 

7.  Ausnahme für Berufsgeheimnisträger 

 

 
Selbstständige Steuerberater als Organe der Steuerrechtspflege sowie weitere in § 102 Abs. 

1 AO genannte Berufsgeheimnisträger erzielen regelmäßig Umsätze oberhalb von 100.000 € 

und wären damit kassenpflichtig, obwohl Barzahlungen in diesen Berufen die absolute Aus-

nahme bilden. Es besteht daher – neben der rechtlichen Stellung des Steuerberaters – auch 

rein faktisch keinerlei Manipulationsrisiko. Die Einnahmen der Steuerberater sind nach den 

GOBD zudem lückenlos, zeitnah und fortlaufend aufzuzeichnen. 

 

Ein System nach § 146a Abs. 1 AO erzeugt zwingend Einzelaufzeichnungen nach der 

DSFinV-K. Diese Datensätze lassen – anders als eine bislang zulässige Tagesaufzeichnung – 

Rückschlüsse auf Identität und Leistungsumfang einzelner Mandanten, Patienten oder Klien-

ten zu. Im Rahmen der Kassen-Nachschau (§ 146c AO-E, ab 1. Januar 2029 § 146d AO-E) 

und des Datenzugriffs (§ 147 Abs. 6 AO) würden sie der Finanzbehörde zugänglich. Das kolli-

diert mit § 102 AO, § 57 Abs. 1 StBerG, § 5 BOStB und § 203 StGB. Die Verhältnismäßigkeit 

ist an den Maßstäben des Beschlusses des BVerfG vom 13. Juni 2007 – 1 BvR 1550/03 

(BVerfGE 118, 168) und des BFH-Urteils vom 24. Juni 2009 – VIII R 80/06 (BStBl. II 2010, 

452) zu messen.  

 

Petitum: 

 

Es ist zwingend eine gesetzliche Ausnahme für Angehörige der in § 102 Abs. 1 AO genannten 

Berufe zu regeln. 

 

 

8.  Gesetzliche Definition eines elektronischen Aufzeichnungssystems 

 

Darüber hinaus empfehlen wir aus Gründen der Rechtssicherheit dringend eine einheitliche 

Verwendung des Kassenbegriffs über die verschiedenen Gesetze, Verordnungen etc. hinweg. 

Zielführend wäre hierzu insbesondere eine gesetzliche Legaldefinition des Begriffs 
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„elektronisches Aufzeichnungssystems“. Derzeit ist nur eine an § 1 KassenSichV anknüp-

fende Erläuterung im AEAO zu finden.  

 

 

Zu Nr. 7: § 147 Abs. 2 AO-E – Digitalisierung von Jahresabschlüssen 

 

Die Regelung wird von der BStBK begrüßt. Sie läuft jedoch für den weitaus größten Teil der 

Adressaten leer, wenn § 257 Abs. 3 HGB unverändert bleibt. Der Referentenentwurf benennt 

dies in der Begründung in Abschnitt VII.4.2 Nr. 5 (Seite 23) und beziffert die Entlastung folge-

richtig als „gering, nicht bezifferbar“. Unterbleibt die korrespondierende Anpassung des § 257 

Abs. 3 HGB verbleibt ggf. eine handelsrechtliche Aufbewahrungspflicht in Papier für Eröff-

nungsbilanzen und Jahresabschlüsse. Damit wird das Ziel der Neuregelung des § 147 Abs. 2 

AO-E, „eine weitreichende Digitalisierung zu ermöglichen“, für die Mehrheit der betroffenen 

Steuerpflichtigen nicht erreicht. Daher regen wir nachdrücklich eine entsprechende Anpas-

sung des § 147 Abs. 2 AO-E sowie Art. 101a Abs. 6 EGAO-E sowie eine Abstimmung zwi-

schen dem Bundesfinanzministerium und dem Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-

cherschutz an, um gleichlaufend § 257 Abs. 3 HGB anzupassen. Auf diesem Wege könnte 

eine in der Praxis spürbare Entlastung für Unternehmen erreicht werden. 

 

Petitum: 

 

Die BStBK regt an, korrespondierend zu § 147 Abs. 2 AO-E auch § 257 Abs. 3 HGB anzupas-

sen.  

 

 

Zu Nr. 9: § 374a AO-E – Straftatbestand für Einsatz, Bewerben und In-Verkehr-Bringen 

von Manipulationsprogrammen für elektronische Aufzeichnungssysteme 

 

Die BStBK begrüßt im Grundsatz die Einführung eines neuen Straftatbestandes für den Ein-

satz, das Bewerben und das In-Verkehr-Bringen von Manipulationsprogrammen für elektroni-

sche Aufzeichnungssysteme. Der Strafrahmen von bis zu fünf Jahren entspricht dem des 

§ 370 Abs. 1 AO, obwohl § 374a AO-E weder einen Verkürzungserfolg noch eine konkrete 

Gefährdung voraussetzt. Über § 374a Abs. 4 AO-E i. V. m. § 370 Abs. 2 AO wäre zudem der 

Versuch eines abstrakten Gefährdungsdelikts strafbar. Die Vorverlagerung reicht damit sehr 

weit.  

 

§ 371 AO gilt seinem Wortlaut nach nur für die Steuerhinterziehung. Ein Steuerpflichtiger, der 

eine manipulierte Kasse offenlegt, seine Erklärungen berichtigt und die Steuer nachentrichtet, 

erlangt damit für die Steuerhinterziehung Straffreiheit, bleibt aber wegen § 374a AO-E straf-

bar. Das entwertet die Selbstanzeige in einem für den Vollzug zentralen Bereich und kann 
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einer Aufklärung entgegenwirken. Art. 1 Nr. 13 des Entwurfs erweitert lediglich § 398 AO (Ein-

stellung wegen Geringfügigkeit) und genügt insoweit nicht. 

 

Petitum: 

 

Die BStBK regt eine Beschränkung der Versuchsstrafbarkeit auf § 374a Abs. 2 AO-E an.  

 

§ 374a AO-E sollte zudem um folgenden Absatz ergänzt werden: 

 

„(5) § 371 gilt entsprechend, wenn der Täter den Einsatz des Programms vollständig offen-

legt, das Programm entfernt und die auf der Tat beruhenden unrichtigen Angaben berich-

tigt." 

 

 

Artikel 2 – Weitere Änderung der Abgabenordnung 

 

Zu Nr. 3: § 146 Abs. 2c AO-E – Verlagerungsgeld 

 

Die Trennung von Verlagerungs- und Verzögerungstatbestand wird von der BStBK begrüßt. 

Bisher bestehende Auslegungsunsicherheiten werden damit beseitigt. Klarstellungsbedarf be-

steht allerdings zur Frage, ob das Verlagerungsgeld – wie das Verzögerungsgeld – mehrfach 

festgesetzt werden kann. Die Rechtsprechung des BFH (Beschluss vom 16. Juni 2011 – IV B 

120/10) hat dies für den bisherigen Tatbestand des Verzögerungsgeldes bezweifelt.  

 

Problematisch und mit der Praxis vieler Unternehmen nicht kompatibel erscheinen § 146 Abs. 

2c Nr. 2 und 3 AO-E, die in manchen Fallkonstellationen eine Festsetzung eines Verlage-

rungsgeldes auch ermöglichen, wenn es nicht zu einer Beeinträchtigung der Prüfung kommt. 

 

In Zeiten des Cloudcomputings sind „Standorte“ sehr flexibel. Die Festlegung, wo Daten ge-

speichert werden und ob Standorte hinzukommen oder gewechselt werden, werden in der Re-

gel von einer IT-Abteilung eigenständig festgelegt. Die mit der Rechnungslegung Beauftragen 

erfahren davon häufig erst im Nachgang mit Verzögerung. Da vor einer finalen Verlegung re-

gelmäßig eine Testphase stattfindet, können die mit der Rechnungslegung Beauftragten den 

Zeitpunkt der Mitteilungsplicht i. S. d. § 146a Abs. 4 Satz AO-E nicht selbst feststellen.  

 

Bei international strukturierten Unternehmen besteht häufig das Bedürfnis nach einem einheit-

lichen Informations- und Reportingsystem. Dessen Einführung nimmt regelmäßig mehrere 

Monate in Anspruch und erfolgt oft schrittweise, etwa durch die vorgezogene Verlagerung ein-

zelner Bereiche zu Testzwecken. Aus wirtschaftlichen Gründen können die Vorbereitungsar-

beiten daher nicht bis zur Entscheidung der deutschen Finanzbehörden aufgeschoben 
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werden. Buchführungssysteme bzw. Vorsysteme werden deshalb teilweise bereits vor Ertei-

lung der Genehmigung verlagert. Der neue Tatbestand des Verlagerungsgeldes in § 146 Abs. 

2c Nr. 3 AO-E wäre damit bereits erfüllt – unabhängig davon, ob die Genehmigung später er-

teilt wird. Dies erscheint überbordend. 

 

Petitum: 

 

Die Anwendung des § 146 Abs. 2c Nr. 2 AO-E sollte daher auf Tatbestände beschränkt wer-

den, die zu einer Verzögerung der Betriebsprüfung, insbesondere beim Datenzugriff führen 

oder den Datenzugriff verhindern.  

 

Die Anwendung des § 146 Abs. 2c Nr. 3 AO-E sollte auf Fälle beschränkt werden, in denen  

 

• die Verlagerung zu einer Verzögerung oder Verhinderung der Betriebsprüfung, insbeson-

dere des Datenzugriffs, führt, 

• die erforderliche Genehmigung nicht beantragt wurde oder 

• die Genehmigung versagt wurde und die betroffenen Daten nicht unverzüglich zurückver-

lagert werden. 

 

Des Weiteren sollte klargestellt werden, ob das Verlagerungsgeld mehrfach festgesetzt wer-

den kann. 

 

 

Zu Nr. 4: § 146a Abs. 2 AO-E – Belegbereitstellungspflicht  

 

Die BStBK begrüßt die vorgesehene Ablösung der papiergebundenen Belegausgabepflicht 

und Schaffung einer Belegbereitstellungspflicht. Die konkrete Ausgestaltung sollte jedoch mo-

difiziert werden.  

 

Unklar ist bisher, was unter „in unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang mit dem Geschäfts-

vorfall“ zu verstehen ist. Es sollte klargestellt wären, ab wann und wie lange ein über QR-

Code oder Downloadlink bereitgestellter Beleg abrufbar sein muss und wer die Vorhaltung 

schuldet. Die Begründung des Referentenentwurfs geht von einer revisionssicheren, dauer-

haften Ablage aus. Eine Rechtsgrundlage hierfür fehlt. 

 

Elektronische Aufzeichnungssysteme nach § 146a Abs. 1 Satz 1 AO i. V. m. § 1 Abs. 1 Kas-

senSichV müssen bereits heute verschiedene Datenformate unterstützen, etwa für die zertifi-

zierte technische Sicherheitseinrichtung, den Datenexport nach DSFinV-K und künftig für E-

Rechnungen. Mit dem standardisierten Belegformat nach § 146a Abs. 2 Satz 1 AO kommt ein 

weiteres Format hinzu. Da bestehende Formate inhaltlich vergleichbare Datenfelder teilweise 
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unterschiedlich definieren, sollte der neue Belegstandard möglichst auf vorhandenen Struktu-

ren aufbauen und zugleich aktuelle Entwicklungen für strukturierte Transaktionsnachweise be-

rücksichtigen.  

 

Petitum: 

 

Der zeitliche Zusammenhang der Belegbereitstellung sollte konkretisiert werden. Mit Blick auf 

die ab 2028 vorgesehene Anwendung der Belegbereitstellungspflicht nach Art. 101a Abs. 2 

EGAO sollte die semantische Ausgestaltung des neuen Belegstandards i. S. d. § 146a Abs. 2 

Satz 1 AO-E möglichst frühzeitig beginnen und eine rechtsichere und praxistaugliche Lösung 

geschaffen werden. 

 

Das bereits bei der Einführung von § 146a Abs. 2 Satz 2 AO a.F. unterlaufene Redaktionsver-

sehen, die Vorschrift dem Wortlaut nach nur auf den Verkauf von Waren, nicht jedoch die Er-

bringung von Dienstleistungen zu beziehen, sollte korrigiert werden.  

 

 

Zu Nr. 5: § 200 Abs. 2a AO-E – Verzögerungsgeld  

 

Die in § 200 Abs. 2a AO-E vorgesehene Einführung einer gebundenen Entscheidung für die 

Festsetzung eines Verzögerungsgeldes, d. h. von „kann“ auf „ist … festzusetzen“ lehnt die 

BStBK ab. Sie steht in Widerspruch zur gefestigten Rechtsprechung des BFH (vgl. u. a. BFH 

vom 28. August 2012 – I R 10/12, BStBl. II 2013, 266), wonach bereits das Entschließungser-

messen am Verhältnismäßigkeitsgrundsatz auszurichten ist. Die vorgesehene Umstellung 

führt dazu, dass auch bei geringfügigen, unverschuldeten oder von Dritten zu vertretenden 

Verzögerungen zwingend mindestens 2.500 € Verzögerungsgeld festzusetzen wären. Prak-

tisch relevante Fälle sind Systemausfälle, Cyberangriffe, Insolvenz des Softwaredienstleisters, 

Datenverluste, Streit über den zulässigen Umfang des Datenzugriffs sowie Konstellationen, in 

denen die Daten bei einem Dritten (Rechenzentrum, Konzernmutter) liegen. Auch der zeitliche 

Vorrang gegenüber § 200a AO ist unklar formuliert.  

 

Petitum: 

 

§ 200 Abs. 2a AO-E sollte wie folgt lauten: 

 

„(2a) Kommt der Steuerpflichtige seiner Pflicht zur Einräumung des Datenzugriffs nach § 

147 Absatz 6 innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen Frist schuldhaft nicht nach, 

kann vorbehaltlich des § 200a ein Verzögerungsgeld von 500 Euro bis 250 000 Euro fest-

gesetzt werden. Von einer Festsetzung ist abzusehen, wenn die Pflichtverletzung 
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geringfügig ist oder der Steuerpflichtige sie nicht zu vertreten hat. Eine mehrfache Festset-

zung wegen derselben Pflichtverletzung ist unzulässig." 

 

 

Zu Nr. 6: § 397 Abs. 2 Nr. 2 AO-E – Bußgeld bei Verstößen gegen die Belegbereitstel-

lungspflicht 

 

Der neue Bußgeldtatbestand in § 397 Abs. 2 Nr. 2 AO-E, eingeführt durch Art. 1 Nr. 10 des 

Entwurfs zunächst für die Belegausgabepflicht, soll mit Einführung der Belegbereitstellungs-

pflicht jede Verletzung der Belegpflicht, auch wenn sie „nicht richtig“ erfüllt wird, erfassen. Im 

Massengeschäft des Einzelhandels und der Gastronomie ist damit potenziell jeder einzelne 

Geschäftsvorfall sanktionsbewehrt. Technische Störungen, Netzausfälle und fehlerhafte QR-

Darstellungen führen zur Ordnungswidrigkeit. Die vom Entwurf angeführten Ziele rechtfertigen 

u. E. keinen derart weiten Tatbestand.  

 

Petitum: 

 

Der Tatbestand sollte auf beharrliche oder systematische Verstöße beschränkt werden und 

einen Verschuldensmaßstab benennen. 

 

 

Artikel 4 – Änderungen des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

 

Zu § 101a Abs. 1 EGAO-E i. V. m. § 146a Abs. 4 Satz 1 AO-E – Wirtschafts-Identifikati-

onsnummer (W-IdNr.) 

 

Im Rahmen der Mitteilung über elektronische Aufzeichnungssysteme nach § 146a Abs. 4 AO 

ist derzeit u. a. die Steuernummer anzugeben. Nach der Begründung zu Artikel 3, Nr. 3 des 

Gesetzentwurfs (Seite 35) soll die Wirtschafts-Identifikationsnummer (W-IdNr.) die Steuer-

nummer in diesem Mitteilungsverfahren ab dem Jahr 2029 ersetzen, da die W-IdNr. zuvor 

noch nicht flächendeckend vergeben sein wird.  

 

Vor diesem Hintergrund ist die Übergangsregelung in Art. 101a Abs. 1 EGAO-E nicht schlüs-

sig. Danach soll § 146a Abs. 4 AO bereits in der geplanten Neufassung – einschließlich der 

W-IdNr. anstelle der Steuernummer – erstmals für Zeiträume ab dem ersten Tag des auf die 

Verkündung folgenden Quartals anzuwenden sein. Zu diesem Zeitpunkt dürfte jedoch in zahl-

reichen Fällen noch keine W-IdNr. vergeben worden sein. Die nach § 146a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 

AO-E erforderliche Angabe wäre dann nicht möglich. 
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Petitum: 

 

Die Übergangsregelung sollte daher so angepasst werden, dass die W-IdNr. im Mitteilungs-

verfahren erst ab dem Zeitpunkt verpflichtend anzugeben ist, zu dem ihre flächendeckende 

Vergabe sichergestellt ist. 

 

 

Zu § 101a Abs. 3 EGAO-E – Registrierkassenpflicht ab dem 1. Januar 2028 

 

Nach der Anwendungsregelung des Art. 101a Abs. 3 EGAO-E sollen Unternehmen ab dem 

1. Januar 2028 der Registrierkassenpflicht unterliegen, wenn ihr Umsatz im Jahr 2027 die 

Grenze von 100.000 € überschritten hat. Nach § 146b Abs. 3 AO- E soll die Kassenpflicht bei 

erstmaligem Überschreiten der Umsatzgrenze von 100.000 € in 2028 erst zum 1. April 2029 

eintreten. Eine sachliche Rechtfertigung für diese Ungleichbehandlung ist nicht erkennbar. Ein 

Betrieb mit 101.000 € Umsatz im Jahr 2027 unterscheidet sich wirtschaftlich nicht von einem 

Betrieb mit 101.000 € Umsatz im Jahr 2028.  

 

Aus Sicht der BStBK ist diese Regelung zudem praktisch nicht umsetzbar. 

 

Unternehmen mit Umsätzen im Grenzbereich können, wenn sie von der Dauerfristverlänge-

rung des § 46 UStDV Gebrauch machen, bis zum Jahresende 2027 regelmäßig noch nicht 

belastbar feststellen, ob sie die maßgebliche Umsatzgrenze tatsächlich überschritten haben. 

Dies ist entsprechend den geltenden gesetzlichen Vorgaben – in vielen Fällen erst zum Um-

satzsteuervoranmeldungstermin am 10. Februar 2028 oder mit Erstellung der Umsatzsteuer-

jahreserklärung möglich. Dennoch sollen sie bereits zum 1. Januar 2028 ein neues elektroni-

sches Aufzeichnungssystem einsetzen. Damit wird eine Umstellung verlangt, bevor überhaupt 

verlässlich feststeht, ob die gesetzliche Verpflichtung eingreift.  

 

Selbst bei tagesaktueller Buchhaltung wäre eine rechtssichere Umsetzung jedoch nicht mög-

lich. Zwischen dem endgültigen Feststehen der Umsätze 2027 und dem Beginn der Kassen-

pflicht zum 1. Januar 2028 läge faktisch keine Umsetzungsfrist. Für Anschaffung und Imple-

mentierung eines elektronischen Kassensystems, der Anpassung der Unternehmensprozesse 

und Schulung der Mitarbeiter ist ein angemessener Vorlauf von etwa einem Jahr erforderlich. 

 

Petitum: 

 

Die Anwendungsregelung des Art. 101a Abs. 3 EGAO-E sollte dergestalt angepasst werden, 

dass Unternehmen nach Überschreiten der Umsatzgrenze von 100.000 € eine angemessene 

Übergangsfrist für die Einführung des elektronischen Aufzeichnungssystems erhalten. Die Re-

gistrierkassenpflicht sollte daher frühestens zu einem Zeitpunkt einsetzen, zu dem das 
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Überschreiten der Umsatzgrenze verlässlich festgestellt werden kann und ausreichend Zeit für 

eine geordnete technische und organisatorische Umstellung besteht. Der Beginn der Kassen-

pflicht sollte daher bei Überschreiten der Umsatzgrenze im Jahr 2027 auf den 1. Januar 2029 

verschoben werden. 

 

 

Zu Art. 101a Abs. 7 Satz 2 AEAO – Redaktioneller Fehler 

 

Bei Art. 101a Abs. 7 Satz 2 AEAO-E liegt u. E. ein redaktioneller Fehler vor. § 146c Abs. 2c 

AO-E muss durch § 146 Abs. 2c AO-E ersetz werden. 
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II. Anmerkungen zum Diskussionsentwurf einer Verordnung zur Bestimmung von 

Ausnahmen zur Kassenpflicht nach § 146b Abs. 1 der Abgabenordnung (Kassen-

pflicht-Ausnahmeverordnung – KassenPflAusnV) 

 

Aus Sicht der BStBK ist es zu begrüßen, dass das BMF den Entwurf einer Kassenpflicht-Aus-

nahmeverordnung (KassenPflAusnV-E) frühzeitig zur Diskussion stellt. Ausnahmen für typi-

sierbare Fallgruppen sind gegenüber Einzelfallbefreiungen nach § 148 AO vorzugswürdig, 

weil sie Rechtssicherheit schaffen und die Finanzbehörden entlasten. Der vorliegende Entwurf 

bleibt jedoch hinter dem Erforderlichen zurück und weist strukturelle Mängel auf. Der Kassen-

PflAusnV-E suggeriert zudem die ausschließliche Regelung von Ausnahmen von der Kassen-

pflicht, regelt tatsächlich aber insbesondere Nacherfassungspflichten. Der Ausnahmekatalog 

sollte daher dringend ergänzt werden. 

 

 

Zu §§ 1 Abs. 4, 2 und 3 KassenPflAusnV-E – Nacherfassungspflichten 

 

Der KassenPflAusnV-E verwendet für die Nacherfassung drei unterschiedliche Maßstäbe, 

ohne dass ein sachlicher Grund dafür erkennbar wäre. „Regelmäßig“ in § 1 Abs. 4 Satz 2, § 2 

Abs. 4 Satz 2 KassenPflAusnV-E, „täglich“ in § 2 Abs. 2 Satz 2, § 3 Satz 2 KassenPflAusnV-E 

und „unverzüglich nach Rückkehr in die Betriebsstätte“ in § 2 Abs. 3 Satz 2 KassenPflAusnV-

E.  

 

Der Begriff „regelmäßig“ ist zu unbestimmt und unter dem Gesichtspunkt, dass an die Verlet-

zung der Kassenpflicht ein Bußgeldtatbestand geknüpft ist, problematisch. Erschwerend 

kommt hinzu, dass die Begründung zu § 2 Abs. 4 KassenPflAusnV-E „unverzüglich nach der 

Rückkehr“ verlangt, der Gesetzeswortlaut indessen von „regelmäßig“ spricht. 

 

Die Begründung zu § 2 Abs. 2 KassenPflAusnV-E spricht zudem von „in den Ständen erziel-

ten Umsätzen“ und ist damit erkennbar aus der Begründung zu § 3 KassenPflAusnV-E über-

nommen. In der Sache führen die Nacherfassungspflichten zu einer doppelten Aufzeichnung 

desselben Vorgangs. Ungeregelt bleibt schließlich, in welcher Verdichtung nacherfasst wer-

den darf und wie bei Ausfall der TSE oder des Systems zu verfahren ist.  

 

Petitum: 

 

Die Formulierung in den genannten Vorschriften sollte einheitlich sein und könnte wie folgt 

lauten: 

 

„Die Einnahmen sind spätestens am folgenden Geschäftstag in einem elektronischen Auf-

zeichnungssystem, das den Anforderungen des § 146a Absatz 1 der Abgabenordnung 
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entspricht, nachzuerfassen. Die Nacherfassung kann in verdichteter Form je Einnahmeart 

und Tag erfolgen; § 146 Absatz 1 Satz 3 der Abgabenordnung bleibt unberührt. Bei Ausfall 

des Aufzeichnungssystems ist die Nacherfassung unverzüglich nach Behebung der Stö-

rung nachzuholen; der Ausfall ist zu dokumentieren." 

 

 

Zu § 2 Abs. 3 und § 3 KassenPflAusnV-E – Abgrenzung der Fallgruppen 

 

§ 2 Abs. 3 KassenPflAusnV-E (Leistungen außerhalb der Betriebsstätte) und § 3 Kassen-

PflAusnV-E (temporäre oder mobile Einrichtungen) überschneiden sich weitgehend. Die Be-

gründung zu § 3 KassenPflAusnV-E stellt fest, dass zwischen einem regelmäßig am selben 

Ort aufgestellten Marktstand und einem wechselnden Stand kein signifikanter Unterschied be-

steht. Gleichwohl unterliegt nur § 2 Abs. 3 KassenPflAusnV-E der Mitteilungspflicht nach § 5 

KassenPflAusnV-E, nicht dagegen § 3 KassenPflAusnV-E. Ein sachlicher Grund für diese Dif-

ferenzierung ist nicht erkennbar. Die BStBK regt eine Zusammenführung beider Tatbestände 

an. 

 

Auch § 2 Abs. 4 KassenPflAusnV-E (Vertrauenskasse) ist unstimmig verortet. Er steht in ei-

nem Paragrafen über „Umsätze außerhalb der Betriebstätte“, betrifft nach der Begründung je-

doch typischerweise den Verkauf an Straßenrändern und damit auch Fälle, in denen sich das 

Behältnis auf dem Betriebsgelände befindet (Hofladen, Selbstbedienungsstand). Die Aus-

nahme sollte tatbestandlich vom Ort gelöst und allein an die Abwesenheit einer kassierenden 

Person geknüpft werden. 

 

Petitum: 

 

§ 2 Abs. 3 und § 3 KassenPflAusnV-E sollten zusammengeführt und einheitlich geregelt wer-

den. § 2 Abs.4 KassenPflAusnV-E sollte an die Abwesenheit einer kassierenden Person ge-

knüpft werden. 

 

 

Zu § 4 – Juristische Personen des öffentlichen Rechts und steuerbegünstigte Körper-

schaften 

 

Bei den genannten Steuerpflichtigen ist aus Sicht der BStBK der mit dem Gesetz bzw. der 

Rechtsverordnung verfolgte Zweck, der Verhinderung von Steuerausfällen durch Steuerhinter-

ziehung, bereits dem Grunde nach nicht einschlägig. Will man diese Gruppe von Steuerpflich-

tigen gleichwohl in den Anwendungsbereich einbeziehen, ist die Ausnahmeregelung nachzu-

justieren. 
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§ 4 Abs. 1 Satz 2 KassenPflAusnV-E verlangt eine gesonderte Prüfung „je Betrieb gewerbli-

cher Art“. Das Verhältnis zu § 4 Abs. 6 KStG, der die Zusammenfassung mehrerer Betriebe 

gewerblicher Art unter bestimmten Voraussetzungen vorsieht, ist indessen bisher ungeregelt. 

§ 4 Abs. 2 Satz 2 KassenPflAusnV-E verlangt eine gesonderte Prüfung „je Zweckbetrieb oder 

wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb“. Das widerspricht § 64 Abs. 2 AO, wonach mehrere wirt-

schaftliche Geschäftsbetriebe, die keine Zweckbetriebe sind, als ein wirtschaftlicher Ge-

schäftsbetrieb zu behandeln sind. Die Verordnung darf von dieser gesetzlichen Anordnung 

nicht abweichen. 

 

Zudem fehlt eine Ausnahme für Körperschaften, die – wie Berufsorganisationen nach § 5 Abs. 

1 Nr. 5 KStG – von § 4 Abs. 2 KassenPflAusnV-E nicht erfasst werden, sowie eine Ausnah-

meregelung für Veranstaltungen steuerbegünstigter Körperschaften (Vereinsfeste, Jubiläen, 

sportliche Veranstaltungen i. S. d. § 67a AO). Eine vollständige Anwendung der Kassenpflicht 

auf diese Art von Steuerpflichtigen und deren Veranstaltungen würde eine Vielzahl von gesell-

schaftlich und kulturell bedeutsamen Veranstaltungen in der Praxis undurchführbar machen 

und einen größeren gesellschaftlichen Schaden verursachen, als es der Nutzen der Vorschrift 

rechtfertigen würde. Die Entwurfsbegründung zum Referentenentwurf verweist insoweit auf 

die Einzelfallbefreiung nach § 148 AO. 

 

Petitum: 

 

Die Kassenpflicht für juristische Personen des öffentlichen Rechts und steuerbegünstigte Kör-

perschaften sollte grundsätzlich entfallen oder allenfalls mit sehr weitreichenden Ausnahmere-

gelungen versehen werden.  

 

 

Zu § 5 KassenPflAusnV-E – Mitteilung als konstitutive Voraussetzung 

 

§ 5 KassenPflAusnV-E macht die Inanspruchnahme der Ausnahmen nach § 1 Abs. 3 und § 2 

Abs. 3 KassenPflAusnV-E davon abhängig, dass der Steuerpflichtige diese zuvor dem zustän-

digen Finanzamt mitgeteilt hat. Die Begründung stellt ausdrücklich klar, dass die Mitteilung 

„konstitutive Voraussetzung“ sein soll.  

 

Die Verordnungsermächtigung in § 146b Abs. 5 Satz 2 AO-E erlaubt es, „Mitteilungspflichten 

für den Fall des Beginns oder der Beendigung des Eingreifens einer dort geregelten Aus-

nahme“ zu bestimmen. Das ist eine Verfahrensregelung. Die Ausgestaltung als materielle Tat-

bestandsvoraussetzung mit Ausschlusswirkung geht u. E. über diese Ermächtigung hinaus. 

Die Folge einer unterbliebenen oder verspäteten Mitteilung kann der vollständige Verlust der 

Ausnahme – und damit die Bußgeldbewehrung nach § 379 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6a AO-E sowie 
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mittelbar der Verlust der Aufzeichnungserleichterung nach § 146 Abs. 1 Satz 4 AO sein. Für 

ein bloßes Formerfordernis ist dies u. E. zu weitreichend. 

 

Hinzu tritt ein Widerspruch. § 5 KassenPflAusnV-E verlangt die Mitteilung „nach amtlich vorge-

schriebenen Datensatz durch Datenfernübertragung“, während die Begründung ausführt, bis 

zum Vorliegen eines strukturierten Datensatzes sei die Mitteilung „per ELSTER als sonstige 

Nachricht“ zu erstatten.  

 

Petitum: 

 

§ 5 KassenPflAusnV-E sollte wie folgt lauten: 

 

„Der Steuerpflichtige teilt dem nach den §§ 18 bis 20, 21 oder 25 der Abgabenordnung zu-

ständigen Finanzamt den Beginn und die Beendigung der Inanspruchnahme einer Aus-

nahme nach § 1 Absatz 3 oder § 2 Absatz 3 innerhalb eines Monats mit. Solange ein amt-

lich vorgeschriebener Datensatz nicht bereitsteht, kann die Mitteilung formlos elektronisch 

erstattet werden. Die Mitteilung ist nicht Voraussetzung für das Eingreifen der Ausnahme." 

 

 

Zu § 6 KassenPflAusnV-E - Zeitpunkt des Inkrafttretens 

 

Nach § 6 KassenPflAusnV-E soll die Verordnung am 1. Januar 2028 in Kraft treten. Zum sel-

ben Zeitpunkt greift nach Art. 101a Abs. 3 EGAO-E die Kassenpflicht für alle Steuerpflichtigen, 

die die Umsatzgrenze im Jahr 2027 oder früher überschritten haben. Die Steuerpflichtigen 

müssten also am ersten Geltungstag bereits wissen, ob sie unter eine Ausnahme fallen – und 

die nach § 5 KassenPflAusnV-E „vor der Inanspruchnahme“ zu erstattende Mitteilung bereits 

abgegeben haben. Hinzu kommt, dass Investitionsentscheidungen über die Anschaffung ei-

nes Kassensystems bereits im Laufe des Jahres 2027 zu treffen sind.  

 

Die Begründung zu § 6 KassenPflAusnV-E verweist zudem fehlerhaft auf „Artikel 101b Abs. 3 

des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung“. Unseres Erachtens muss hier auf Artikel 

101a Abs. 3 EGAO verwiesen werden. 

 

Petitum:  

 

Die Verordnung sollte spätestens zum 1. Juli 2027 in Kraft treten, mindestens jedoch sechs 

Monate vor der erstmaligen Anwendung des § 146b AO. Es sollte zudem eine Übergangsre-

gelung ergänzt werden, die mehr Zeit für die rechtzeitige Erstattung der Mitteilungen nach § 5 

KassenPflAusnV-E gewährt. Mitteilungen sollten nach § 5 KassenPflAusnV-E als rechtzeitig 

erstattet gelten, wenn sie bis zum 31. März 2028 abgegeben werden.  
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Aufnahme weiterer Ausnahmetatbestände 

 

Die BStBK regt an, den Katalog der Ausnahmetatbestände um folgende Fallgruppen zu erwei-

tern: 

 

• Berufsgeheimnisträger i. S. d. § 102 Abs. 1 AO (vorrangig sollte die Ausnahme jedoch im 

Gesetz selbst verankert werden), 

• Betriebe ohne Barumsätze oder mit Barumsätzen unterhalb einer Bagatellschwelle,  

• Betriebe an Standorten ohne hinreichende Mobilfunk- oder Breitbandabdeckung, soweit 

ausschließlich cloudbasierte Sicherheitseinrichtungen verfügbar sind, 

• Existenzgründer im Jahr der Betriebseröffnung sowie im Folgejahr, 

• Betriebe, deren Aufgabe, Veräußerung oder Liquidation innerhalb von zwölf Monaten 

nach Eintritt der Kassenpflicht bevorsteht, sowie Betriebe im eröffneten Insolvenzverfah-

ren, 

• Land- und forstwirtschaftliche Betriebe mit Direktvermarktung, soweit nicht bereits § 2 

Abs. 4 oder § 3 eingreift, 

• Umsätze, die ausschließlich über Debit- oder Kreditkartenterminals mit eigener revisions-

sicherer Transaktionsaufzeichnung abgewickelt werden. 


